
Bundessozialgericht I m N a m e n d e s V o l k e s
— 9 RV 72/75 ——

Verkündet am
44° Juni 4974

Amtsinspektor
als Urk„Beamter
d„Gesch„8telle

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigtez_° ..... „„ „„„„„„„„„„„„„„„„ „„

Beklagter und Revisionsbeklagter°

Der 9„ Senat des BundeSSOzialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom_44° Juni 4974 durch die

Richter Dr° B a r e s e l , Dr° R‘e n n e r
und Dr° 'W u l f n o r s t und die ehrenamtlichen

Richter H a‚n c k e und K uunad e n r e‘i c h

für Recht erkannt:

Die Urteile des Landessozialgerichts Bremen vom
23° November 4972 und des Sozialgerichts Bremen

vom 2° Augu3t 4972 sowie der Widerspruchsbescheid

des Landesversorgungsamts Bremen vom 46° April 4974

werden aufgehoben°

Der Bescheid des Versorgungsamts Bremen vom 40° Fe—

bruar 4974 wird dahin geändert, daß auch vom 4° März

4974 an die Elternrente der Klägerin ohne Anrechnung

eines Einkommens in Gestalt von Leistungen auf Grund

büfgerlich—rechtlicher Unterhaltsansprüche festzu—

stellen ist°

Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen

Kosten des Rechtsstreits zu erstatten°
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Die 4895 geborene Klägerin, deren geschiedener Ehemann im

Jahre‘4964 verstorben ist, bezieht seit Juli 4960 Alters—

ruhegeld aus der Arbeiterrentenversicherung (ArV)° Wegen

des Kriegstodes ihrer Söhne Fritz (geboren 4947} und Kurt

(geboren 4949) erhält sie seit 4954 Elternrente gemäß

@@50, 54 Bundesversorgungsgesetz (BVG)° Außer den beiden

gefallenen Söhnen hat die Klägerin noch die Tochter Lotte
(geboren 4924, verheiratet, 3 Kinder) und den 4954 geborenen

Sohn Hans; dieser ist seit 4957 verheiratet (2 Kinder)‘)

seit 4959 als Schlosser bei den Stadtwerken Bremen be—

schäftigt, seine Ehefrau arbeitet bei der_Firma Siemens„

Die Klägerin erhielt die Elternrente jahrelang in voller

Höhe, weil ihr anrechenbares Einkommen den Freibetrag nicht

überstieg; dabei ergab sich insbesondere zur Frage von

Unterhaltsansprüchen der Klägerin (@ 46 Abs° 2 und 5 DVG;

zu 5 55 BVG) aus regelmäßigen Überprüfungen - zuletzt
Anfang 4968 — der Einkommensverhältnisse bei Hans BCIIZKIZL

(Be) und Lotte Sch"ij:;izgjzzzizzzi;„daß die Klägerin von ihren beiden
Kindern keinen Unterhalt verlangen konnte° Das Ergebnis

der nächsten Überprüfung, die Ende 4970 stattfand, veran—
laßte die Versorgunngehörde, nunmehr ein Monatseinkommen

der Klägerin in Höhe von 465,-— DM auf die Elternrente anzu-
rechnen; im Bescheid vom 40„ Februar 4974 wurde dement—

8prechend die Elternrente für Januar und Februar 4974 noch

auf 205‚——DPI,für die Zeit vom4° März 4974an jedoch auf
38‚—— DM monatlich neu festgestellt° Der Wider3pruch hierg€gen

wurde durch Be30heid vom 46„ April 4974 zurückgewiesen,

zu dessen Begründung im wesentlichen ausgeführt wurde:

Der Sohn Hans B° habe im Jahre 4970 ein Monatseinkommen

von durchschnittlich 4„545,50 DM erzielt„ Da seine Ehe-

frau monatli0h mehr als 600,—— DM verdient habe? sei er

gemäß«346 Abs„ 5 Satz %DVD4967zu S 55 BVGals Lediger»
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„anzusehen; nach Abzug der Freibeträge für ihn (520,-— DM,
% 16 Abs° 5 Satz 1 DVO) und seine beiden Kinder (260,—— DM,

% 16 Abs° 3 Satz 2 DVD) blieben also von seinem Monats—
einkommen 765,50 DM für Unterhaltsleistungen an die Klage?

rin verfügbar; ob auch die Tochter Lotte Sch 11313 der

Klägerin gegenüber unterhaltspflichtig wäre, könne unter
diesen Umständen dahingestéllt bleiben° Von den verfügbaren

765,30 DMwerdenur ein Betrag v0n 249,90 DMals monatlicher
Unterhaltsanspruch der Klägerin eingesetzt (zusammen mit

dem Altersruhegeld von 60,10 DM = monatlich 510,—— DM ergab
{das nach der Anrechnungs—VO 1971 ein anzurechnendes Ein—.

‚kommen von 165,—« DM}„ Einen “verständigen Grund” dafür,

den UnterhaltSan8pruch gegen ihren Sohn Hans B° nicht

geltend zu machen (5 1 Abs° 2 Satz 1 Halbsatz 2 DVD 1967

zu @ 55 BVG), habe die Klägerin nicht aufgezeigt; die
Sicherlich nicht vereinzelt vorkommenden familiären Schwie—

rigkeiten bei der Realisierung von Unterhaltsamep;üchen

könnten nicht bewirken, daß die nachrangige Elternrente
nach dem BVG in der Regel ungekürzt zu gewähren sei,

Die Klägerin beantragte mit ihrer hiergegen erhobenen Klage,
die Beklagte zur Zahlung einer höheren Elternrente ab

;'1. März 1971 zuxverurteilen° Das Sozialgericht (SG) Bremen
wies mit Urteil vom 2, August 1972 die Klage ab„

Das Landessozialgericht (LSG) Bremen hat durch Urteil vom
25° November 1972 die Berufung der Klägerin Zurückgewiesen:

Es sei nicht zu beanstanden, daß die Beklagte — gestützt

auf die gesetzes— und verfassung8konformen (SozR Nr„ 8

zu S 51 BVG) Bestimmungen des % 16 Abs° 2 und 5 DVD 1967

zu % 55 BVG — der Berechnung der Elternrente einen Unter—
haltsanspruch der Klägerin gegen ihren Sohn Hans B0 in
Höhe von 249,90 DM zugründegslegt habe; selbst wenn dessen
Ehefrau ihren Unterhalt nicht durch eigene Einkünfte sicher—

gestellt hätte, würde sich bei dem dann zustehenden Frei—
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betrag von 4„47o,—— DM noch ein solcher Unterhaltsan8pruch

der Klägerin ergeben° Ob und in welcher Höhe Hans B° der

Klägerin tatsächlich Unterhalt zahle, könne im Hinblick

auf die Regelung des 5 54 Abs„ 4 BVGivm @46 Abs„ 2 und
5 DVD4967 zu 5‘55 BVGoffen bleiben„

Die Ansicht der Klägerin, aufgrund von 5 4 Abs„ 2 Satz 4

Halbsatz 2 DVD 4967 zu @ 55 BVG stehe der von der Be—

klagten errechnete Unterhaltsanspruch einem tatsächlich
gezahlten Unterhalt nicht gleich, weil sie einen solchen

Anspruch gegen ihren Sohn aus verständigem Grund nicht

geltend mache, treffe nicht zu° Ein verständiger Grund

in diesem Sinne sei nicht darin zu erblicken, daß die

Klägerin als nunmehr 77 Jahre alte Kriegermutter keinen

Unterhaltsrechtsstreit gegen ihren einzigen überlebenden

Sohn führen wolle° Das Von der Klägerin für ihre gegen—

teilige Meinung angeführte Urteil des SG Hamburg vom

54. August 4966 (Breithaupt 4967, 455), wonach in Fällen
der hier gegebenen Art die Interessen der Allgemeinheit

zurücktreten müßten, berücksichtige zu
einseitig die

Interessen der Rentenbezieherin, obwohl einzuräumen sei,

daß ein Unterhaltsprozeß zwischen der Klägerin und ihrem
Sohn zu einem Familienzerwürfnis führen könne, welches ‘

die Klägerin in ihrem hohen Alter belasten müsseo Der

Begriff des verständigen Grundes, der gleichermaßen in

$ 4 Abs„ 2 BVG 4967 zu 8 55 BVG wie in S 44 Abs„ 5 BVG
verwendet werde, sei bezüglich der wiederaufgelebten

Witwenrente in der Rechtsprechung des Bundessoäialgerichts

(BSG) dahin ausgelegt worden, daß als "verständig" nur
ein solcher Grund in Betracht komme, der auch unter Ab-

wägung der Interessen der Allgemeinheit und bei Berück—

sichtigung des Gesetzeszweckes als verständig erscheine;

höchstpersönliche, allein aus
dem Blickwinkel der Witwe

als triftig anzusehende Gründe für einen Unterhaltsver—
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zieht seien nicht mit öffentlichen Leistungen zu hono—
rieren (SozR Nr„ 11 zu 5 44 BVG; Urteil vom 8„ 5° 1966,

BVBl 1966, 119)° Diese Recht8preChung sei für die Aus—

legung des 5 « Abs° 2 DVD1967zu s 53 BVGentsprechend
heranzuziehen° Auch bei der Elternrente wäre eine Aus—

nahmeregelung, wonach dieaAnrechnung von Unterhaltsam—

3prüchen entfalle, wenn auf diese AnsPrüche aus einem

allein von den Eltern her zu beurteilenden Grund ver—
zichtet werde, ebenso überflüssig wie sinnlos; denn

dann könnte praktisch jeder die Anrechnung von realisier—

baren Unterhaltsan3prüchen allein mit dem Hinweis unter-

binden, daß eine Geltendmachung dieser Ansprüche wegen

erheblicher Beeinträchtigung der familiären Bande unzu-
mutbar sei° 3 Das ISG hat die Revision zugelassenc

Bevor das Berufungsurteil am 51° Januar 1975 zugestellt

wurde, erteilte das Versorgungsamt den Bescheid vom
17° DeZember 1972, womit die Elternrente der Klägerin -
wiederum unter Anrechnung eines fiktiven Einkommens aus

Unterhalt — für die Zeit ab 1° Januar 1975 neu festge-

stellt worden ist„

Mit ihrer form— und fristgerecht eingelegten Revision

beantragt die Klägerin

unter Aufhebung der angefochtenen Entscheidungen

die Beklagte zu verurteilen, der Klägerin ab

1° März 1971 eine höhere Elternrente zu zahlen°

Zur Begründung wird — unter weitgehender Anlehnung

an das Urteil des SG Hamburg vom 510 August 1966 (aaO) —
im wesentlichen geltend gemacht, das ISG habe den unbe—

stimmten Begriff des ”verständigen Grundes“ im Sinne

'des @4 Abs„ « DVG1967 zu 5 55 BVGunrichtig gedeutet„

_ 6 -
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Dieser Begriff sei so zu verstehen, daß ein Anspruch auf

Unterhaltszahlung jedenfalls dann nicht als Einkommen

zu wergcn sei, wenn einem verständigen Menschen bei Ab—

wägung seiner Interessen mit denen der Allgemeinheit
nicht zugemutet werden könne, den Anspruch geltend zu

machen„ Einer im 79° Lebensjahr stehenden kran■en

Greisin, die zwei Söhne durch den Krieg verloren habe‚

sei es schlechthin nicht zuzumuten, durch eine Unter—

haltsklage im Verhältnis zu ihrem letzten noch lebenden

Sohn tiefgreifende Zerwürfnisse zu provozieren und da—

durch noch die letzte Stütze ihres Alters zu verlieren°

Nach dem Sinn des 5 4 Abs„ 2 DVO 1967 sollten die Ren—

tenleistungen des BVG nicht dazu führen, daß die Berech-

tigten im Hinblick auf zu erwartende Versorgungsleistun-

gen auf die Geltendmachung VOn geldwerten Ansprüchen—ohne

zwingenden Anlaß verzichten° Den Betrebungen zur Ge—

staltung eines würdigen Lebensabends würde es aber zu-

widerlaufen, wenn alte Mitbürger in Konfliktsituationen

gebracht würden, die zur Vereinsamung führen müßten° Die

vom LSG angeführte Rechtsprechung zu 5 44 Abs° 5 BVG sei

wegen der abweichenden Tatumstände auf den Anwendungsbe—

reich des % 51 BVG nicht übertragbar„

Die Beklagte beantragt Zurückweisung der Revision° Sie

hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

Durch Art° 1 Nr° 25 iVm Art° 5 $ 3 des 5° Gesetzes über

die Anpassung der Leistungen des BVG (5° Aan—KOV) vom
18„ Dezember 1975 (BGBl I, 1909) ist mit Wirkung ab

4„ Januar 1974 in 5 54 Abs° 4 Buchst° a BVG als Satz 2

angefügt worden: “Leistungen auf Grund bürgerlich—

reohtlicher Unterhaltsan3prüche gegen Abkömmlinge sind

nicht als-Einkommen arzurebhnen"o Die Beklagte hat hierauf

mit Bescheid vom 25° Februar 1974 die Elternrenße der

-")...
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Klägerin vom 4° Januar 4974 an ohne Einkommensanrechnung

neu festgestellt,

II

Die zulässige Revision der Klägerin hat Erfolg°

Der angefochtene Bescheid vom 10° Februar 1974 enthält

eine Neufeststellung der Elternrente wegen einer wesent-

lichen Änderung der —wirtschaftlichen — Verhältnisse,
die für die Rentenbemessung bisher maßgebend gewesen

waren; rein formal gesehen, wären die Mindestanforderungen

an die Zulässigkeit einer solchen'Neufeststellung,

die dem 5362 Abs, 1 Satz 2 BVGzu entnehmen sind, für
das Versorgungsamt deshalb gegeben, weil als anzu—.
rechnendes Einkommen der Klägerin nicht mehr — wie bis—,

her — allein das geringfügige Altersruhegeld aus der ArV

zu berücksichtigen war, sondern erstmals auch Unterhalts—

leistungen des Sohnes Hans B° an die Klägerin hierbei

in Betracht kamen, deren Höhe das Versorgungsamt auf

monatlich 249,90 DM veranschlagt hat°

Ob und in welcher Höhe Hans B° tatsächlich Unterhalt

an die Klägerin gezahlt hat bzw° zahlt, ist vom LSG

offengelassen worden; auch die Revision trägt hierzu

nichts vor, Die Vorinstanzen und die Beteiligten halten

eine Sachaufklärung insowéit für unnötig, weil es
allein darauf ankomme, ob der Klägerin ein Unterhalts—

anspruch gegen Hans B° seit Anfang 4971 in der vom

Versorgungsamt errechneten Höhe zusteheo Die Rechts—

grundlage zur Beurteilung dieser Frage bilden 9 54

Abs° & BVG mit der Verweisung auf 5 5; BVG, @ 55 Abs° 5

Buchst° a BVG mit der Ermächtigung der Bundesregierung,

durch Rechtsverordnung zu bestimmen, "was als Einkommen
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gilt“ (vgl° zur gleichlautenden Ermächtigung in S 51

Abs° 9 thhst° a BVGaF: BSG40° Senat, Urteil vom
27° 1„ 1966, SozEntsch° 2° Folge BSG IX/5 Nr, 8 zu

@54 BVG), die hierauf beruhende DVD1967 zu s 55 BVG
'(BGBl 1967, I, 4440) sowie schließlich @55 Abs„ 6 BVG
nebst den hierzu ergangenen

Anrechnungsverordnungen,’

von denen für den Bescheid vom 10° Februar 1971 die

Anrechnungsver®rdnung 1971 gemäß ihrem 5 5 maßgebend

war° Die DVD 1967 zu S 55 BVG, nach deren 5 2 Abs° 1

Nr, 49 und Abs, 2 UnterhaltSlei5tungen und Ansprüche'
hierauf bei der Feststellung der Ausgleichärente un—
berücksichtigt bleiben.> hat für die Elternversorgung

eine hiervon abweichende Regelung in 5 16 getroffen,

denn nach Abs, 2 dieser Bestimmung sind als Einkommen

der Eltern auch Leistungen aufgrund bürgerlich—recht—
licher Unterhaltsansprüche zu berücksichtigen; nach

s 46 Abs° 4 iVm 5 4 Abs° 2 Satz 4 Halbsatz 4 DVD
stehen den tatsächlich bezogenen Einkünften Ansprüche

auf geldwerte Leistungen gleich° Bei der Bewertung

der — fiktiven — Unterhaltsan5prüche von Elternäist

nach @ 16 Abs° 5 — wenn ein Unterhaltsbetrag nicht gericht—

lich festgesetzt ist — davon auszugehen, daß der Unter—

haltsyflichtige einen gewissen Mindestbetrag seines

Bruttoeinkommens monatlich behält; dieser Mindestbe-

trag wurde durch die 5° Änderungs-Verordnung vom 9° No-

vember 1967 (BGBl I, 1155) mit Wirkung ab 1, Januar
1967 auf 520,—— DM für einen ledigen, 910,—— DM für

einen verheirateten Unterhalt8pflichtigen sowie;

1öo,—— DM für jedes unterhaltsberechtigte Kind fest—

gesetzt° Diese Rahmensätze galten zwar noch in dem

Zeitpunkt, als der Bescheid vom 10° Februar 1971 er-

_tcilt wurde; Durch die 50 Änderungs—Verordnung vom
24, Januar 1972 (BGBl I, 70), die insoweit schon am

1° Januar 1971 in Kraft getreten ist (Arts 2 9 3 Abs„

1), sind jedoch gemäß Art, 1 Nr° 10 Buchst„ b die
Nindestbeträge des 5 46 Abs; 5 Satz 4 BVGauf 600,--

I \O
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DMbzw, 1,040,——DMund der Mindestbetrag des 9 16 Abs° 5
Satz 2 auf 150,—— DM erhöht worden° Die Unterhaltsleistungs—

fähigkeit des Hans B„ ist hiernach in den angefochtenen Ent—

scheidungen unrichtig beziffert werden° Sieht man ihn, weil

seine Ehefrau im Jahre 3970 einen eigenen Monatsverdienst

von angeblich mehr als 600,—— DM erzielt hatte, nach S 16

Abs° 5 Satz 5 als “Ledigen” an, so sind von seinen monat-
lichen Einkünften nicht 765,50 DM, sondern nur 645,50 DM

verfügbar° Bleibt dagegen das Arbeitséinkommen der Ehefrau

unberücksichtigt, so könnte Hans.B° einen Freibetrag von
1,540,—— DM geltend machen, sein Monatseinkommen wäre dann

also bis auf einen Restbetrag von nur 203,50 DM dem unter—

haltsrechtliehen Zugriff entzogen, so daß — entgegen der

'Annahme des LSG — der im Bescheid vom 40, Februar 1974

zugrundegelegte Unterhaltsan3prueh der Klägerin von monat—

lich 249,90 DM in dieser Höhe keinesfalls gerechtfertigt

erscheint° Näherer Ausführungen hierzu sowie allgemein zur

Reehtsgültigkeit der in € 16 Abs, ; DVO4967 zu‘@ 55 BVG
getroffenen Regelungen (zur DOV 1964 Vgl° insoweit SozR

Nr, 8 zu 5 54 BVG und Urteil des 400 Senats vom 27° 4„ 4966,
aaO) bedarf es nicht, denn die Revision erweist sich schon

unter einem anderen A3pekt als begründet°

Naeh der Bestimmung des @ ? Abs° 2 Satz 4 Halbsatz 2 DVG

4967 zu 5 55 BVG, die nach 5 46 Abs° 1 DVD für Unterhalts—
an3prüehe von Eltern entsprechend gilt, stehen Leistungs-

ansprüche den tatsächlich erzielten Einkünften uao dann'

nicht gleich, wenn sie aus einem verständigen Grund nicht

geltend gemacht werden sind bzw° nicht_geltend gemacht werden°

Der Begriff des verständigen Grundes ist auch in der Vor—

schrift des @ 44 Abs° 5 Satz 2 BVG enthalten, wonach bei der

wiederaufgelebten Witwenversorgung eine fiktive Unterhalts—

leistung des früheren Ehemannes anzurechnen ist, wenn die

Witwe "ohne verständigen Grund“ auf einen Unterhaltsanspruch

aus der neuen Ehe verzichtet hat° Es versteht sich nun zwar

von Selbst, daß gewisse typische Fallgestaltungen, deren
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sachgerechter Regelung diese Vorschrift dient + insbe—

sondere etwa Unterhalt5verzicht zwecks Umgehung eines

Schuldausspruchs bei der Ehescheidung (vgl° SOZR Nr°

44 zu 3 44 BVG, 4oo Senat, Urteil vom 80 3° 4966, BVBl

4966‚ 449, 420) — im Verhältnis zwischen Eltern und

unterhalt3pflichtigen Kindern wohl kaum vorstellbar

sind° Dies hindert aber — entgegen der von
derlRevision

vertretenen Meinung — nicht die Übernahme einer objek-

tiven Betrechtungsweise, wie sie in der angeführten

Recht8prechung zu 5 44 Abso 5 BVG entwickelt worden

ist, auch bei der Auslegung des Begriffs "verständiger

Grund" in S 4 Abs° 2 Satz 4 Halbsatz 2 DVO 4967 zu
% 55 BVG; auch die Revisionsbegründung räumt letzt;

lich ein, daß eine Abwägung der Interessen des einzel—

nen und der Allgemeinheit dem in dieser Bestimmung

verwendeten Begriff ”verständiger Grund” immanent sei°

Die Entscheidung des SG Hamburg vom 54° August 4966
(aaO), deren Gedankengängaisich die Revision voll—
inhaltlich anschließt, gibt allerdings‚ wie das L%G

Bremen im angefochtenen Urteil zutreffend ausgeführt

hat, keine wirklich überzeugende Lösung der hier zu

ebeurteilenden Frage, weil in dieser Entscheidung allzu

einseitig die Belange einer über 70 Jahre alten Krie—

germdtter‚ die einer Gefährdung ihres familiären Frie—
dens unbedingt ausweichen will, in den Vordergrund der
Betrachtung gerückt sind° Der dem Gesetzgeber sicher—

lich von jeher bekannte Umstand, daß Abkömmlingé er—

fahrungsgemäß sehr häufig ihre Unterhaltspflicht gegen—
über den Eltern nicht erfüllen, zumal weil die Eltern,

die ein Leben lang ihre Kinder unterhalten haben, diesen“

später eine Unterhaltsleistung nicht zumuten, kann für
sich allein nicht als zwingendes Argument für die von_
der Revision vertretene Auffassung angesehen werden

(vgl° SozR Nr° 8 zu % 54 BVG)° Die Gedankengänge des
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SG Hamburg würden auch wohl kaum einen Unterhaltsverzicht der

Mutter “verständig” erscheinen lassen, wenn etwa der Sohn in

Wohlstand lebt und im übrigen alle Umstände darauf hindeuten,

daß in Wirklichkeit die Hilfsbedürftigkeit der Mutter nur
vorgeschoben wird, damit auch noch die Elternrente als zu—
sätzliches Familieneinkommen verbucht werden kann° .

Was indessen im Vorliegenden Fall einer kritischen, dem LSG
Z„Zt° seiner Entscheidung noch nicht möglichen Überprüfung

bedarf, ist das Gewicht, das im Anwendung8bereich des @ 54

BVG den "Belangen der Allgemeinheit" beizumessen ist„ Den
Anlaß zu einer solchen Überprüfung entnimmt der Senat den

erst im Laufe des Revisionsverfahrens veröffentlichten Mate—

rialien zum 5° Aan—KOV, soweit darin die ab 4° Januar 4974

wirksam gewordene Beseitigung der Anrechenbarkeit von Unter—

haltsansprüchen gegen Abkömmlinge erläutert wird° Im Rück—

blick auf die letzten Jahre vor dieser Gesetzesnovellierung

zeigt sich hierbei, daß die Berücksichtigung von Unterhalts—
ansprüchen gegenüber Kindern zu erheblichen verwaltungsmäßigen

Schwierigkeiten geführt hat; da den Kriegereltern zumeist

die wirtschaftlichen VerhältniSse ihrer Kinder nicht bekannt

waren, mußten umfangreiche Ermittlungen bei den Kindern

selbst durchgeführt werden, die jedoch vielfach nicht oder
nur nach längerem Schriftwechsel zur Erteilung von Auskünften

und Vorlage der benötigten Unterlagen bereit waren; die durch

eine so umständliche Aufklärung des Sachverhalts entstandenen

Kosten standen häufig in keinem angemessenen Verhältnis zu
den durch eine Anrechnung von Unterhaltsleistungen erziel—

baren Ein5parungen infolge Minderungen von Elternrenten

(Vgl° BCE—Drucks° 7/545 vom 44° 50 4975 und 7/4009 vom
48„ 9° 4975)° Eine derart bescheidene Effizienz, wie sie

übrigens auch im versorgungsrechtlichen Schrifttum hervorge—

hoben wurde (vgl° Kurz, KGV 4970, 443; derselbe in Arbeits—

und Sozialrecht 4973, 54, 55; Becker KGV 4970, 449), recht—

fertigt den Schluß, daß jedenfalls das fiskalische Interesse
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der Allgemeinheit an einer Heranziehung der Abkömmlinge

zum Unterhalt von Kriegereltern auch schon zezt° der

Erteilung des hier angefochtenen Bescheide3 nur als ziem—

lich unbedeutend eingeschätzt werden kann° Aber auch die

‚rechts— und sozialpolitischen Erwägungen, mit denen die‚

Bundesregierung zunächst die Beibehaltung des bisherigen

Rechtszustandes zu begründen versuchte (vglc BCE—Drucks°

7/4008 vom 48; 9° 4975), haben sich1 wie den Darlegungen

des Bundesministers At3;1; und des Abgeordneten G1;

_in der Plenarsitzung vom 50 Oktober 1975 (Deutscher Bun—

destag, 7° Wahlperiode, 550 Sitzung‚ Seite 3443, 5152)

zu entnehmen ist, letzten Endes als nicht ganz stich—

haltig erwiesen (siehe auch IST—Drucks° 7/1106.v0m ‘

48° io° 4975)„

Legt man nun demzufolge den Belangen der Allgemeinheit

eine dermaßen eingeschränkte Bedeutung bei, so folgt

daraus für Fälle der hier gegebenen Art, wo die Mutter

von zwei gefallenen Söhnen ihren überlebenden Sohn

lange Zeit hindurch nicht auf Unterhaltsleistungen in

Anspruch genommen hat, daß ein verständiger Grund da-

' für, den Unterhaltsanspruch nicht geltend zu machen‚ so

lange gegeben war, Wie sich der Lebensstandard dieses

Sohnes nicht erheblich — z„B° durch einen beruflichen

Aufstieg oder ungewöhnliche Gewinne außerhalb der Er—

werbstätigkeit — Zu seinen Gunsten verändert hätte„ Das

'gilt um so mehr, wenn zudem — wie für die Verhältnisse

des Sohnes bereits dargelegt, der nach S 46 DVD zu er—
rechnende Unterhaltsbetrag im Verhältnis zur Höhe der

Elternrente nicht besonders hochiist° Die Vorgänge im

Jahre 4970, die das Versorgungsamt zum Anlaß für die
Erteilung des Bescheides vom 100 Februar 4971 nahm?

hatten eine so erhebliche Veränderung offenbar nicht

bewirkt° Der Sohn Hans B° war nach wie vor als Schlosser

! % \\: l
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bei den Stadtwerken in Bremen beschäftigt und sein im Ver—

gleich zu 4968 erhöhtes Arbeitsentgelt infolge von Tarif—
verbesserungen brachte nur die ganz allmähliche Anhebung

des allgemeinen Lebensstandardes zum Ausdrucko Daß aber

seine Ehefrau nunmehr als Mitverdieherin erstmals in Er—-

scheinung trat, konnte eine Anwendung des S 46 Abso 5 DVO

4967 zu 5 55 BVG Sicherlich nicht rechtfertigen„Bei Ab—
wägung der Belange der Allgemeinheit mit ihren eigenen

handelüzdie Klägerin zweifellos verständig, wenn sie die

Arbeitsbereitschaft ihrer Schwiegertochter nicht dazu
V

ausnutzte, nunmehr Unterhaltsan3prüche gegen Hans Bo zu

erheben; mitverdienende Ehefrauen‚ die gegenüber ihren

Schwiegereltern nicht unterhaltspflichtig sind, wollen

nämlich ihre Arbeitskraft primär für das Wohl ihrer eigenen

engsten Familie und nicht gerade für den Unterhalt von

Schwiegereltern einsetzen°

Bei sachgerechter Abwägung der Belange der Allgemeinheit

mit denen der Klägerin und unter Berücksichtigung der Er—

kenntnisse, die aus der Vorgeschichte des % 547Abso 4

Buchst° a Satz 2 BVG zu gewinnen sind, gelangt hiernach

der Senat — entgegen der vom ESG vertretenen Ansicht —

zu dem Ergebnis, daß auch schon am 4° März 4974 die Klage—“

rin einen verständigen Grund dafür hatte„ Unterhaltsan3prüche

gegen ihren Sohn Hans.B° nicht geltend zu machen und demgemäß

nach 5 4 Abs„ 2 Satz 4 Halbsatz 2 DVO 4967 zu 5 55 BVG ein

solcher Anspruch bei der Feststellung der Elternrente nicht

angerechnet werden durfte° Auf die begründete Revision sind
deshalb die Urteile der Vorin8tanzen und der Widerspruchs—

bescheid vom 460 April 4974 aufzuheben; der Bescheid vom
40° Februar 4974 ist in dem Sinne zu ändern? daß die bis

Ende Februar 4974 ungekürzt gewährte Elternrente der Kläger

rin auch in der Folgezeit ohne Anrechnung eines Einkommens

in Gestalt von Leistungen aufgrund eines bürgerlich—recht—

lichen UnterhaltsanSpruchs gegen Hans B° festzustellen ist;
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Der Bescheid vom 17„ Dezember 19729 der die Elternrente

nach dem gleichen Bemessungsmaßstab wie der Bescheid

vom 40„ Februar 1971 für einen anschließenden Zeitab—
schnitt geregelt hat, ist zunächst in ent3precthder

Anwendung des S 96 SGG Gegenstand des Verfahrené geworden

(Vgl° das zur Veröffentlichung bestimmte Urteil des er—

kennenden Senats vom 290 4 „ 4974 — 9 RV 620/72 —)‚ je—
doch nicht in den Revisionsrechtszug übergegangen (vgl°

BSG 8, 164, 166); vielmehr gilt er nach Einlegung der
.Revision in entsprechender Anwendung des 3 174 Abs„ 2

SGG als mit der Klage beim SG angefochten (vgl° Peters/

Sautter/U01ff, Komm° zur SGb, Anm° 2 e zu 5 96)„

Die Kostehentscheidung beruht auf 5 495 SGG„
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